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Der Beamte und die Parteien .
Von A. Weibmann . ^-pn Spätherbst des Jahres 1921 . aw die badiscke Landtag - -

Wahlbewegung rhrem agitatoruchew Hohepun
^ ^ ^ nbun - .K SMSrVS tSm . wj.a die Änderung der Besoldungsordnung , ; vrele erttacten

: Diesmal wählen wir nicht ! " Ich erwiderte . „Das
^

w
Dümmste , was die Beamten machen konnten ; rann batten

-ie erst recht keinen Einfluh mehr .
" Nun war zwar die Lahl -

öeteiligung im Oktober 1921 an sich flau — nur 69 Proz . der
Berechtigten haben ihr Wahlrecht ausgeübt —. aber die mei¬
sten Beamten werden wohl doch zur Wahl gegarigen Win. Sie
taten recht ! Man behauptet nicht zuviel , wenn man feststellt,
daß vielleicht kein Stand und kein Beruf ein so großes Inter -
effe an der Zusammensetzung der Parlamente hat , wie die
Beamtenschaft . Weshalb ? Die Parlamente verkörpern den
Staat . Das Wohl und Wehe der Beamten Hang .tv o m Sch ick s a l d e s S t a a t e s ab . Sie müssen — ob sie
wollen oder nicht — die Leiden des Staates teilen . Mithinhaben sie das allergrößte Interesse an der politischen Zusam¬
mensetzung der parlamentarischen Körperschaften .

Das ist scheinbar recht einfach und logisch ; aber mir wissen ,daß es noch viele Beamte gibt , die sich dessen nicht bewußt sindund zur Methode der Bequemlichkeit greifen , ind .-m sie sagen :
Ach, was geht mich der Reichstag oder ein Landtag an ; ich
schass ' meine Sache , und alles übrige ist mir gleichgültig .

Damit kommen wir zum eigentlichen Thema : Der Be -unteund die Parteien ! Ja , wendet unser politisch uninteressierterKollege ein , der Beamte muß sein Amt objektiv, unparteiischund über den Parteien stehend ausüven ; er kann gar nichtpolitisch tätig sein . Wirklich? Wir stimmen darin 311 : TerBeamte ist der Diener des Staates und der Allgemeinheit uubhat sich allen Parteien und Personen gegenüber zuvorkom¬mend, objektiv und gerecht zu verhalten . Bedeutet dies abervöllige Parteilosigkeit ? ! Nach meiner Auffassung : Nein ! DerBeamte ist doch auch Staatsbürger , Wähler , Steuerzahler usw .Soll er sich dessen bei seinen außerdienstlichen Handlungennicht bewußt sein ? Soll er andere Staatsbürger politisch übersiw herrschen, sein Geschick von ihiren bestimmen lassen ? Mitanderen Worten : : Soll er nur Objekt , nicht Sub¬jekt der Gesetzgebung sein ? Das hieße ihn staats¬bürgerlich und politisch degradieren . Verleihen ihm dochReichsverfassung und badische Verfassung dasunbedingte Recht der Meinnngs - und Gewissensfreiheit . Aus¬drücklich sagt Artikel 130 der Reichsverfassung : „Allen Be¬amten wird die Freiheit ihrer politischen Ge¬sinnung und die Vereinigungsfreiheit ge¬währleistet .
"

Ähnlich sind die betreffenden Paragraphender badischen Verfassung formuliert . Die Gesinnungs - undMeinungsfreiheit der Beamten ist also reichs- und landes¬gesetzlichanerkannt .. . Man kann auch ruhig als Norm der poli -vlchen Betätigung festlegen : Der Beamte soll kein Partei -fanatiker sein ; aus Gründen des Taktes und des persön¬lichen Artstandes mag er sogar Zurückhaltung bei seinein öffent¬lichen Auftreten üben, das hindert ihn aber nicht, sich p 0 l i -' isch zu betätigen . Je intensiver dies geschieht, destogrößer wird der Einfluß sein , den er in den politischen Or¬ganisationen erlangt . Denn jeder Verein richtet seine Hand¬lungen und Maßnahmen nach den Interessen der Mitgliederein . Man wird an den wirtschaftlichen und politischen Forde¬rungen der Beamten nicht vorübergehen können , wenn sie ingroßer Zahl der in Frage kommenden politischen Vereinigungangehören . Und daraus ergibt sich die weitere Folgerung :Hin ei n i n d i e P ar t e i e n ! .
An sich sind die Beamten in diesem Punkte besser daran ,wie viele andere Berufsstände , denn fast alle Parteien — vonden Deutschnationalen bis zu den Kommunisten — haben Be¬amte als Mitglieder , Abgeordnete usw . Und wenn Beamten¬angelegenheiten in den Parlamenten ans der Tagesordnungstehen, nehmen alle Parteien , je nach ihrer sonstigen politischenAuffaffung , hierzu Stellung . Aber wer wollte leugnen , daß dieZahl der Beamten in den politischen Organisationeil der Par¬teien verhältnismäßig stärker sein könnte , stärker sein müßte ? !Gar manche Vorurteile gegen die Beamten würden bei demöfteren Verkehr mit andern Ständen und Bernfsklassen besei¬tigt ; werden .
Es gibt nun viele Beamte , welche für die Parteien nichtsübrig haben und von oben herab über sie ein Urteil fällen .Nichts verkehrter als dies ! Wie man sich auch zu den ein -zelnen Parteien stellen mag , sie sind einmal da und — sieregieren den Staat ! Die Regierungsmänner imReiche und in den Ländern gehen fast ausschließlich aus .ihnenhervor ; von den Parteien sind die Regierungen abhängig ,ob ihnen das lieb ist oder nicht. Der Reichstag und die Lan¬desparlamente fassen ihre Beschlüsse nach den Abstimmungender Parteien , und allen mehr oder minder «wichtigen Ge¬setzen drücken die Parteien ihren Stempel auf . So ob¬liegen ben Parteien wichtige Missionen im Staatsleben undes ist töricht und einsichtslos , wenn sich besonders Beamtegegen diese Erkenntnis sträuben . Die Parteien entsendenja auch nach den derzeitigen Bestimmungen der Verhältnis -ivcchl ihre Auserwählten in den Reichs - und in den Landtag ,mithin entscheiden sie cillch über die Zusammensetzung der ge¬setzgeberischen Körperschaften. Gerade daran aber haben , wieschm angedeutet , die Beamten das allergrößte Interesse . Dasdeutsche Volk bedarf wahrlich noch gar häufig der politischenErziehung; die Beamten sollten mit gutem Beispiel voran-gshen und entsprechende Mitarbeit in den politischen Organi .satiönen leisten .

Gewiß , es gibt zurzeit andere Probleme zu läsen , wie dieErörterung über die politische Tätigkeit und die Organisierungder Beamten . Unser aller Blicke und Gedanken sind auf dasneubesetzte Ruhrgebiet gerichtet . Aber gerade dort be¬zeugen die täglichen Vorkommnisse , welch hohen Wert einpolitisch aufgeklärtes und sich seines Staatszweckes bewußtesBeamtentum besitzt . Die Berliner Regierungsleute könnendie Franzosen mit ihren Gewaltmaßnahnien nicht erreichen ,.liber. die behördlichen Vertreter im -Ruhrgebiet w,e i se n sieaus , senden chnen die Familie nach und kümmern sichden Teufel darum , ob und wo diese Beamten im unbesetztenDeutschland wieder Wohnung und sonstiges , erhalten . Haupt¬
sächlich Berwaltungs -, Finanz - und Eiseirbahnbeamte erfahrendieses herbe Leid . Wie bemerkt : das Schicksal des Staates
ssi -das Schicksal der Beamten ! Besonders die Gegenwart verk¬

langt die politische Klarheit auch von dem letzten Beamten
und deswegen ist es kein überflüssiges Beginnen - auch in den
Beamten -Fachorganen — woran es bisher sehr fehlt — über
diese Angelegenheit zu sprechen. Das kann geschehen, ohne
daß die dienstlichen Ausgaben der Beamten beeinträchtigt
werden .

Lnr letzten Beloldungsregelirng .
A . Nachdem das, was die Beamtenschaft bei der letzten Besol¬

dungsregelung am meisten interessierte — das Ergebnis
der Verhandlungen mit ihren neuen Teuerungszuschlagsätzen— in der letzten Nummer des Zentralanzeigers bekannt gege¬
ben worden ist, bleibt übrig , über diese Verhandlungen selbst
einiges noch nachzutragen .

Infolge der unglücklichen Stichmanntheorie , die den Beam¬
ten der Grupve III , Stufe 3 mit dem ungelernten Arbeiter
aus eine Stufe stellte, ist es so gekommen , daß die Beämten -
und Angestelltenschaft bei den fortschreitenden Regelungen im -
nrer mehr ins Hintertreffen geraten ist. Es ist ein Verdienst
des Deutschen Beamtenbundes , in diesem Punkte ständig und
av.ch endlich mit Erfolg zur Umkehr gemahnt zu haben . Bei
den letzten 5 Regelungen ist diese Stichmann -Tbeorie verlassen
worden , nms sich darin zeigte , daß der untere Beamte gegen¬
über dem ungelernten Arbeiter in seinen Bezügen wieder et¬
was vorwärts kain. Den sogen , gemischten Gewerkschaften
war dieser Zustand gerade nicht bequem und daher auch zum
Teil die Entrremdung zwischen ihnen und dem Deutschen De¬
an , tenbund . Grundsätzlich ist zu dieser Frage zu bemerken ,
daß die Vergleichung des an - und ungelernten Arbeiters mit
dem Beainten der Gruppe III völlig unhaltbar ist. Ein un¬
gelernter Arbeiter sollte höchstens mit den . Beamten der
Gruvve I verglichen werden . Dagegen wäre vom Beamten¬
standpunkt sicher kaum etwas dagegen einzuwenden , daß der
handwerklich geschulte Arbeiter , also derjenige , der eine volle
Berufsausbildung genossen hat , höher als bisher gewertet und
vielleicht mit Beamten der Gruppe IV gleichgestellt würde . So¬
viel über diese Situation , die es verhindert hat , daß der
Deutsche Beamtenbund zu den B 0 r Verhandlungen , der Spit -
zenorganisationen hinzugezogen wurde.

Der Deutsche Beamtenbund hat immer verlangt , daß den
Beamten wegen der bei ihnen stärker als bei
einer anderen Berufsschicht zutage getrete¬
nen Verelendung ausgiebig geholfen werden niüßte ,
während 'Bei den gemischten Gewerkschaften der Gedanke vor¬
herrschte, es sei untragbar , wenn den Beamten mehr als den
Arbeitern gewährt werde.

Bei der Verhandlung mit der Regierung , die Ministerial¬
direktor v. Sch lieben leitete , führte der Vorsitzende des Deut¬
schen Beamtenbundes , Flügel , etwa au » nach einer kurze»
Begründung der gesteigerten Notlage der Beamte »
und die dadurch notwendig gewordene , wesentliche Einkom¬
mensvermehrung , es sei bereits wieder ein derartiges M i ß-

, Verhältnis zwischen Teuerung » - uschla g und
i Grundgehalt eingetreten , daß eine Neufestsetzung

der Grundgehälter notwendh , werde . Die in aller¬
nächster Zeit in Aussicht zu nehmende Neuregelung dürfe sich
aber nicht wie das letzte Mal , auf eine bloß eUmr ech -
n u n g erstrecken , sondern müsse den verschiedenen dringen¬
den Fragen (Ortszulschlag, Soztalzulagen , Anwärter , Pensio¬
näre , Witwen , Waisen ) grundsätzlich näher treten . Man
dürfe doch nur an die Auswirkungen des Reichsmietengesetzes
denken, um darüber klar zu sein, daß damit eine Reform der
OrtSzuschläge sich gebieterisch geltend mache. Bei dieser Gele¬
genheit seit auch an da» Ortsklassenunrecht erinnert , das sichin den unerträglichen Unterschieden der Bezüge eines Beam¬
ten in Ortsklasse E und in Ä kundgebe. Solange das Min¬
desteinkommen nicht erreicht sei, werde der Deutsche Beam¬
tenbund nicht aufhören , einen Ausgleich für die Beamten der
unteren Gruppen^zu fordern . Für die Pensionäre , diese
Ärmsten der Armen , seien bisher vielfach die Bezüge durch
wesentliche Verspätung außerordentlich entwer¬
tet worden . Er beantrage deshalb , diesen einen besonderen
Ausgleich als -Entschädigung dafür zuzuwenden . Flügel
betonte zum Schluffe , er würde es als einen Akt staatsmänni -
scher Klugheit ansehen, die Beamten in einer solchen Zeit und
bej solöben Anforderungen wenigstens der materiellen Sorg »
zu entheben , damit sie ihren Dienst mit Freudigkeit und nichtmit Seufzen verrichten können.

v . Schlieben erörterte die einzelnen Fragen und ließ verlau¬
ten, . eine Erhöhung der Grundgehälter würde auch im Mi¬
nisterium erwogen . Bei der kommenden Änderung des Besol -
dungsgesetzes könne es sich nach Meinung der Regierung wie¬
derum nur um den Einbau der Teuerungszulage
handeln . Änderung der Einstufung könnte sowohk aus beam¬
tenpolitischen als auch anderen Grüßen noch nicht in Betrachtkommen . Für die Arbeiter werde sich nach Ansicht des

, ReichshansbaltSausschuffes eine zentrale Regelung auf •
die Dauer nicht halten lassen .

Schließlich wurde vom Deutschen Beamtenbung
nackstelhende Erklärung abgegeben : >

„Wir können von unserer Auffassung nicht abgehen , daßdas , was auch diesmal die Regierung zugestanden hat , nicht
ausreicht , der fortschreitenden Verelendung der Beamtenschaft
Einhalt zu tun . Wir müssen die Regierung im Interesse der
besonders notleidenden Kollegen der unteren Gruppen drin¬
gend bitten , sich vom Reichstag entsprechende Vollmachten ge¬ben zu lassen, damit nicht immer wieder der von Ans als not¬
wendig erkannte Ausgleich abgelehnt zu werden braucht . Wir
würden unter normalen Verhältnissen nicht in der Lage sein ,das Angebot der Regierung als letztes anzusehen , aber wir
nehmen Rücksicht auf die gesamte innen - und außenpolitische '
Lage, da wir es nicht für möglich halten , gerade in diesem
Augenblick als deutsche Beamte eine ernste Uneinigkeit mit der
Regierung in Erscheinung treten zu lassen. Wir behalten uns

. aber ausdrücklich vor, neue Verhandlungen zu jeder Zeit zufordern , wenn es unS notwendig erscheint, auch rückwirkend
ab 1 . Januar . In Anbetracht der Gesamtsituation wollen wir
das Angebot der Regierung hinnehmen ."

Die Ladlungen der Drudettandsbezüge.
Die Frage , was geschehen kann, um die Zahlungen der

Ruhestandsbezüge zu besthleunigen , ist im Finanz -
Ministerium wiederholt geprüft worden, auch nach der Rich¬
tung . ob es etwa möglich wäre , dasselbe Verfahren einzufüh -
ren . das fiir die aktiven Beamten seit einiger Zeit angewendet

wird . Die Anwendung diese?- letzteren Verfahrens auf die Ruhe¬
gehalts - U . Witwenbezüge stehen aber so große Bedenken ent¬
gegen , daß bis jetzt davon abgesehen werden mußte , es auf die-Empfänger von Bersorgungsbezügen auszudehnen . Es ist zu¬
zugeben , daß etwa in den größeren Gemeinden sich Personeil

-finden ließen , die in der Lage wären , die Berechnungen mit
der nötigen Zuverlässigkeit zu fertigen , so daß insoweit dckS
Barscheckverfahren wohl anwendbar wäre . Dabei darf aber
nicht übersehen werden , daß die zuruhegesetzten Beamten und
vor allem die Beamtenhinterbliebenen in der Wahl ihrer Nie¬
derlassung völlig ftei sind, so daß namentlich die Hinterblie¬
benen wohl in vielen Fällen sich nicht mehr / in dem Ort be¬
finden werden , an dem die letzte Dienststelle des Beamten sich
befand .

Es ist deshalb von vornherein ausgeschlossen, die Witwey »
gelder etwa von der letzten Dienststelle des verstorbenen Be¬
amten berechnen zu lassen. Man darf ferner nicht übersehen ,
daß namentlich die Frage der Kinderzuschläge für die übtz»
14 Jahre alten Kinder bei den Hinterbliebenen und bei dchi
zuruhegesetzten Beamten recht erhebliche Schwierigkeiten bie¬
tet, die , wenn die Staatskasse vor Schaden bewahrt bleiben
soll , dringend verlangen , daß ihre Regelung von einer
Stelle aus geschieht. Weiter kommt in Betracht, daß ein nicht
geringer Teil der Versorgungsberechtigten im öffentlichen
Dienst da und dort immer wieder Verwendung sucht und fin¬
det, so daß es notwendig wird , die Bezüge fortlaufend immer
wieder neu zu regeln . Es ist jedenfalls bedeutsam- -daß an¬
dere Länder , die bisher das zentrale Verfahren der Anweisung
und Verrechnung der Bersorgnngsbezüge nicht hatte» , zu die»,
sem Verfahren übergehen . Übrigens ist zu erwarten , daß,
nachdem die nicht geringen Schwierigkeiten , die sich aus der
Anpassung der badischen beamtenrechtlichen Vorschriften er¬
geben haben , jetzt im wesentlichen überwunden sind, die Aus¬
zahlung der Bezüge in Zukunft sich wesentlich rascher voll¬
ziehen wird, als es bisher möglich war . ■ Das Finanzministe¬
rium hat zu dem Zweck das Verfahren der Anweisung unk»
Berechnung dieser Bezüge wesentlich vereinfacht, so daß jeden¬
falls bei bloßer Erhöhung der Teuerungsbezüge die Auszah¬
lung sich künftig in kurzer Frist vollziehen kann. Soweit frei¬
lich die Grundgehälter neu geregelt werden , wird auch in Zu¬
kunft mit einer gewissen Verzögerung . zu rechnen sein . Da »
Finanzministerium wird aber in diesen Fällen , wie eS übri¬
gens bisher schon geschehen ist , wenn irgend möglich, Vor¬
schüsse auf die Neuregelung ausbezahlen lassen, die so be¬
messen sind , daß die Empfangsberechtigten im wesentlichen
das erhalten , was ihnen nach der Neuordnung zukommen
wird .

Die gleitende Lohnskala in Flensburg
und lbr Lude.

D Es darf als bekannt vorausgesetzt werden , daß die allge¬
mein ungünstige Entwicklung unserer wirtschaftlichen Verhält¬
nisse ^ -yn lange den Gedanken wachgerufen haben, zur Ver¬
minderung der ständigen Lohnkämpfe ein System zu finden
und zu schaffen, das ein automatisches Anpassen der Löhne
oder Gehälter an die jeweiligen Teuerungsverhältnisse » er¬
möglicht und manche glaubten , in der gleitenden Lohn¬
skala die Lösung gefunden zu haben . Praktische Versuche
wurden damit in Deutschland u . a . in Breslau und in Flens¬
burg unternommen . An dem zuletzt genannten Ort war sie
bereits im Anfang des Jahres 1920 eingeführt worden und
zwar erhielt sie feste Gestalt durch einen Vertrag zwischen dem
Arbeitgeberverband E. V . Flensburg und dem Allgemeinen
Deutschen Gewerkschaftsbund , Ortsausschuß Flensburg .

Nachdem vor nicht zu langer Zeit auch die Reichsregie -
r u n g zur Frage der Durchführung der gleitenden Gehalts¬
skala für die Beamtenbesoldung Stellung genommen hat und
vorläufig zur Ablehnung gekommen ist, so gewinnt eS an In¬
teresse , zu erfahren , wie die Handhabung der gleitenden Lohn¬
skala praktisch in Flensburg sich weiteventwickelt hat. Darüber
berichtet Minist .-Rat Wulff im ReichsarbeitSmini -
sterium in einem interessanten Aufsatz im ReichS-ArbeitS-
blatt ( Nichtamtlicher Teil ) Nr . 23/24 vom 15. Dez . 1922.

Die letzte Vertragserneuerr ng zwischen den Arbeitgebern und
Arbeitnehmern in Flensburg fand am 25 . Juli 1922 statt . BiS
zum September 1920 stiegen die Indexziffern und damit die
Löhne . Schwierigkeiten entstanden erst, als für den Monat
September 1920 ein Lohnabschlag erfolgen sollte. Die Ar¬
beitnehmer wiesen darauf hin , daß ihre Lebenshaltung noch
immer unter dem Existenzminimum stehe, so daß ihnen ein
Lohnabschlag nicht zugemutet werden könne. Die Parteien
einigten sich schließlich und vereinbarten einen aeringen Lohn¬
abschlag . Weiteres Sinken der Indexziffern führte bis April
1931 zu abermaligen Lohnabschlägen, die aber niemals den
durch den Rückgang der Lebenshaltungskosten ermittelten Ver¬
minderung der Teuerungszahl v 0 l l entsprachen. Es kam zu»
Kündigung des Vertrags . Später (Juli 1921) wurde ein
neuer Vertrag - geschlossen zunächst mit Geltung bis 31. Dez .
1921 ; am 15. September 1922 vereinbarten die Parteien IN' schriftlicher Form die Weitergeltung des Vertrags (mit glet »
tender Lohnskala ) bis 31 . Dez . 1922.

Die Ungünstige Entwicklung der Wirtschaftslage brachte e»
mit sich, daß andauernd Lohnzuschläge festgesetzt
werden mutzten .

Anfang Oktober 1922 beantragte nun der Arbeit¬
geberverband Flensburg und der Allgemeine Gewerkschafts¬
bund , Ortsausschuß Flensburg , gemeinschaftlich vermittelnde »
Eingreifen des R e i ch s a r be i t s m i n i st er iu m »
in die Streitigkeit zwischen den Parteien um das Fortbestehen
des Vertrages über die gleitende Lohnskala. Es war nämlich
in diesem Monat eine Verteuerung bfc Lehensverhältnisse um
reichlich 62 v . H . errechnet worden , was nach dem Vertrag
einen Zuschlag von 46 M . die Stunde gegenüber dem Sep¬
temberlohn hätte zur Folge haben müssen, während in anderen '
größeren Städten der Provinz Schleswig -Holstein die entspre¬
chenden Löhne um 10—20 M . die Stunde gegenüber Flens¬
burg zurückblieben . Nach dem Vertrag konnte Mitte Oktober
abermals eine neue Errechnung der Teuerungsziffer und Fest¬
setzung eines neuen Zuschlags verlangt werden, was eine «
weiteren Lohnzuschlagvon 36—40 M . die Stunde ausgelöst
hätte . Schließlich vereinbarten die Parteien einen Zuschlag
von 15 M . für die Arbeitsstunde vom 16. Oktober 1932 ; damst
bestand in Flensburg im allgemeinen noch ein höherer Loksst'
als in anderen schleswig -holsteinischen Städten , tnsbesonder «
Kiel und Altouä .



, D »e Verhandlungen unter Leitung des ReichSarbeistSminifte -riums führten zu der Vereinbarung . Laß für die Zeit bis zum31 . Dezember lfäSE der TeueruNgSzuschläg im Verhand¬lung sw eg durch das Lohn - und Archeits . amt
scstMehl -dterden solle und zwar unter Berütkstchtigung der je¬weils zu errechnenden Teuerungsziffer und der g e s a m t e ulvi rt ^ chnftlichen Verhältnisse .

In . einem wegen Widerrufs durch tzie Arbeitnehmer nötiggewordenen Einigungs - und Schiedsverfahrensverlangten die Vertreter des Gewerkschaftskar¬tells Flensburg zunächst eine Feststellung dahingehend, daßder Vertrag
"über die gleitend« Lohnskala vom 26. Juli1922 n och z u Re ch t b e st e h e und für die dem Arbeitgeber¬verband Flensburg angehörenden Arbeitgeber nach Niie . vorbindend sei. Sie gaben gleichzeitig zu erkennen, daß sie,wenn die Entscheidung in ihrem Sinne ausfalle , mit dem Ar¬beitgeberverband über die Regelung der Lohnhöhe auf an¬derer als der im Vertrag vorgesehen Grund -läge zu verhandeln bereit seien.

Der Arbeitgeberverband aber machte geltend, daß eine Der-pslichtung zur Erfüllung des Vertrags mit Rücksicht auf dievöllig veränderten , bei seinem Abschluß nicht voraussehbarenwirtschaftlichen Verhältnisse für die Arbeitgeber nicht mehrvorliege. Er wollte ohne weiteren Vorbehalt von der Ver¬pflichtung zur Vertragserfüllung befreit sein.
Der SchlichtungSausschuS hat sich dieser Auffas-sung Nicht üngeschloffen , sondern ausgesprochen, daß der Ver¬trag ' vom 25. Juli 1922 zu Recht bestehe. Trotzdem könne ersich aber der Ansicht nicht verschließen, daß die weiterestrenge Durchführung des Systems der glei¬tenden Lohnskala für das Wirtschaftsleben der StadtFlensburg schädliche Folgen herbeiführen müsseund auch für die Arbeitnehmer Gefahren in sich berge wie z . BBetriebseinschränkungen . Arbeitsstockungen und Arbeiterentlas -jungen , so daß es den Parteien zur Pflicht gemacht wurde, nochan demselben Tage über Löhne und Lohnsystem in Berhand -lung zu treten . Dies geschah auch, wobei die Regelung, da

zunächst keine >Eintgung zu «rzteken war, durch . denselbenSchlichtungsauSsch«ß erfolgte , dessen Entscheidung sich die Par -leien sofyrt unterwarfen .
Damit hat nach Auffaffung

'
akloo Beteiligten die gleitende

, Lohnskala in Flensburg vorläufig ihr Ende gefunden.

Venvsltangsrekorm und Abbau der
Lebörden.

Unter dieser Überschrift veröffentlicht Dr . Max Paeh ,ler , Senatspräsident am Reichsversicherungsamt, in der
» Vossischen Zeitung " (Nr . 600 und 606 vom 20. bezw. 23 . Dez.1922 ) zwei Aufsätze zu dem obigen Thema , das übrigens auchin den Sicgerländern England und Frankreich für die eigeneBeamtenschaft nach dem Krieg lebhaft erörtert wird . Dr .Paehler bekennt sich als langjähriges Mitglied eines von den
deutschen Technikern, den deutschen Kauflenten und den
preußischen Richtern eingesetzten „ Ausschusses für Verwal -
tungsreform " und meint , man müsse , wenn man die Dingeleidenschaftslos betrachte, zugeben, daß immerhin schon einigesin bezug auf die Vereinfachung der Verwaltung erreicht wor¬den sei. Dafür führt er an , daß seit dem Jahr 1920 bei der
Post zahlreiches Personal entlassen worden sei , er fügt aberbei, daß nach den Erklärungen des neuen Postministers Sting l̂in dieser Beziehung noch manches zu tun übrig bleibe. Fürdie Verwaltung der Reichsversicherungsanstaltfür Angestellte sei eine Verminderung der Zahl der angestell-tcn Personen von rund 3500 auf 2200 möglich geworden, da-
durch, daß man von dem „Kontenshstem" zum „ Markensystem"
übergegangen seü Damit würden der Anstalt viele hundertMillionen Mark erspart , die seit Jahren besser für andere
Zwecke, z. B . für Heilverfahren , hätten verwendet werdenkönnen.

Im Bestreben zur Vereinfachung der Staatsbetriebe hättenin neuerer Zeit scharfe Angriffe und Anregungen sich bemerk¬
bar gemacht . So z. B . von dem bekannten Parlamentarier ,dem Postrat C. D e l i u s , M . d. R. und dem Ministerial -

- dtrektor Dr . Edwin Ritter im Reichsarbeitsministerium .EtsiSrer empfehle, da es „ leiderTatsache ' fei. daß die MitokratiS '
> im demokratischen Staate ein bedenkliches Ausmaß angenom.. tuen und die Zahl der Referate - und Beamtenkräfte er-. schreckend- zugenommen habe, als : Maßnahme zur Vereinfachtung das Itberatterunzsgesetz , das bald kommen müsse . Wich¬tiger noch erscheinen Dr . Paehler die Ausführungen Dr . Rit - /' IcrS in seiner Schrift „Bon der öffentlichen Verwaltung " mitdem Untertitel „Gedanken zum Umbau und Aufbau . Diese 1

Schrift handelt in 7 Abschnitten von der Gesetzgebung und '
Rechtsprechung, von der Verwaltung im allgemeinen und vonder Finanzverwaltung , bei welchem Kapitel die staatlicheBuch - ;
führung und der sogen . Positionsgeist , das Etatrecht und die
Revisionsbehörden unter die Lupe genommen werden, auchvom wirtschaftlichen Sparen ; sodann von Reich , Ländern undKommunen , von der Reichsregierung unt >Reichsverwaltung und

von der Volksvertretung . Dr . Ritter hält dieSchaffung eines
besonderen Verwaltung ? stabes beim Reichskanzler für
notwendig , der es ihm ermöglicht, ^die gesamte Reichsverwal¬
tung im Sinne einer großen Staatsidee zu beeinflussen. Der
Verwaltungsstab hätte ' die großen OrganisationS -
pläne der Reichsregierung zu bearbeiten ; er müßte vor
allem die Vereinfachungspläne aufstellen und» ihre Durchfüh- '
rung überwachen. Es hätte sich fortlaufend über die organisa -
tcrischen Arbeiten zu unterrichten , die in den einzelnen Reichs¬
ministerien geplant sind, damit Doppelarbeit ^

und Schaffung
entbehrlicher Behörden vermieden werden . . ."

Mit Recht bezweifelt Dr . Paehler , ob es möglich ist. diese
neue Einrichtung ohne eine gesetzliche Ermächtigung und Un¬
terlage zu schaffen , er fürchtet, daß die Schwierigkeiten, die
schließlich auch dieser Stelle von den einzelnen Ressorts ge¬
macht werden, nur von demjenigen S p a r d i k t a t o r gelost
werden können, dessen Rechte klar durchein Ge setz ;
umschrieben sind , sonst — meint er — wird Her Sa e »
misch denselben Abgang nehmen , wie der verflossene Herr
Ea rl

Was der Beamte benötigt

§ Hefinifioer
’

s HUlii
ist die beste u . billigste Schuhreparatur in KarlsruheHl Hauptbetrieb: Kaiser-Allee 145

Haltestelle Philippstraße. CA .177

BAUBUND - MÖBEL
siehe Inserat in der Karlsruher Zeitung.

CA.176

Weißwaren
für Bett - , Leib - und Tischwäsche in bekannt besten Qualitäten.

Spezial - Etagen - Waschgeschäft B
Heinrich Hilberg , Augustastr . 7 .

Tm Inhaber A . Fackler
KaiserstraBe 215 Telephon 219
Spezialhaus in Gummiwaren und Linoleum

Gummischuhe . Herren - und Damen - Gummi -Mäntel , Wachstuchs Tischdecken , Läufer ,Wandschoner , Linoleum , Stückware , Teppicheund Läufer , Gummi - Spielwaren .

Juwelen und Uhrenhaus
OscarKirschke, Karlsruhe

Kriegstr . 70 am alten Bahnhof
= = Größtes Lager am Platze -

Deutsche und Schweizer Taschenuhren ,moderrte Salonuhren , Tisch- und Kaminuhren .
H Hausuhren Musterausstellung “ Marke Lenzkirch
Armbanduhren in Gold, Tiila, Silber , Juwelen ,
Gold - und Silberwaren in märchenhafter Auswahl .
Bekannt für solide Ware . Reelle Bedienung, billigste Preise.

y ff
Inhäbcn l& n FiSClcI © ! *

KaiserstraBe 215 Telephon 219
Abteilung I : Sämtliche Gummiwaren und KrankenpflegeaHikel
Gummikurzwaren . Damenbed . Hygienische Artikel . Hen -enbed .
Abteilung 11 : Technische Gummi - und Asbestwaren , Treib¬

riemenlager uncf Bedarfsartikel für Maschinenbetrieb .
Großverkauf . Kleinverkauf .

Anzug - Stoffe !
Unsere Preise liegen noch weit unter heutigem Dollar¬stand. Gediegene Auswahl . Spezialität: Schwarz , Blau ,Marengo, schwarze Paletotstoffe. CA .174
Unaufdringliche Bedienung . Billige Schneider zu Diensten .

Krause Ar Baltseh , Waldstraße 11 .

Schuhwaren
jeder Art, nur Qualitätsware, bietet noch preiswert an

Schuh - Etagen - Geschäft
■Telephon 5671 — Ernst Weber — Telephon 5671 §Ecke Kriegsstr . u . Bunsenstr. Straßenbahnlinie 4 u. 5.

Eilt ! Sofort ! Eilt !
Ihr Herren und Damen schadet euch
bei der fortgesetzten Preissteigerung selbst , wenn ihr
nicht sofort den Bedarf in Herren - u . Damenkleidern
aller Art, auch bei zugebrachien Stoffen auf feste Rech -
nungu . auf Teilzahlung bestellt . Beste Maßarbeit zugesich .

Herren - und Damenschnelderei Fesenmeler

mw Spezialhaus in CA .179
Herren - u .Damenkleiderstoffe
SeidenstoffeAussteuerartikel

Willi . Braunagel ,Herren **»-. 7 Herrenstr . 7
zwischen KaiserstraBe und Schloßplatz .

Sie kaufen sehr vorteilhaft
in Kurz -, Weiß - , Wollwaren ,
Näh - u . Maschinen -Game bei CA.i8i

A . BERGMANN , im KAL .

iteMais

ttarlptensM 21, Ecke KnoMe 40
"

(früher Hotel Geist )

Keine Gummiwäache , sondern

Leinen- Dnußrü)äsclißw
“ L

in vollkommenster Ausführung, schön matt undsehr angenehm im Tragen . Mustervorlagekostenlos.
W . Läuger & Co - , Karlsruhe , waidstr . 33

WW W | Die kluge Hausfrau nimmt :

1 ( 1 fl | | Mn -iir -Ei
J \ L | | TrocMIcIi

Hfl ! Päckchenin hiesig . Geschäften.

Confedionshaus
Hirschen
95 Kaiserstraße 95

WilliIIP
Spezialgeschäft für Herren u . Knaben
- Berufs -Kleidung und IVäsche —

Bezugsquellen für den Bedarf der Behörden
Gustav Herdle Nachf.
Telephon 1133 Karlsruhe Waldstraße 44

Stempelfabrik □ Buchdruckerei und
Papierhandlung □ Impressen -Veriag .
ii Sämtliche BBrobedarfsartikel . u

llll

1 fUrPolizei - u . Gomeindebeamte , Feuerwetirkorps ,KJ nlTOrmen r »II u. Flnsnzbeamte, Eisen - u. Stratsnbahner ,

Albert Hilbert , G . m . b» H ., Rastatt
Süddeutsche Bekleidungs - Industrie

Filiale : Ludwigshafen a . Rh . in , Bismarckstraß « 40 .

ü
GLOCKENGIESSEREI

GEBRÜDER BAGHERT

KARLSRUHE 1. B.
f Liststr . 5 . T el . 4 -4-3 .

iiii IIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIHIIIIIIIIIIIIIttlllllllllllHIIIIIIllllllilllilJllllllllllJlilllllllllllllllllllllllllllllllllllllililllllllllilUtl
p. v

Vom Staatsbankrott
von Dr . Carl August Fischer
Zweite , wesentlich veränderte Auflage

Gnmdprei» . Tewcrnngatahl dn B . V . Mitte . Janosr 1923 : 700- -- > (Grundpreis x Tenerengiahl — Papienmcrkpreis) - - '

G. Braun , Verlag , Karlsruhe in Baden , Karlfriedrichstraße 14 .
'

TJCT p ■— eine Schreibmaschine kaufen will , ver -
säume nicht, sich die - N euerungen der

TITANIA - Schreibmaschine vorführen
■■■■■ .a - ■ i . L. .. . 1 u . . L zu lassen .

ve ^ Ä
’
ng W . Prüfer & Co .

Erbprinzenstr.- 4 . BUrebedarf . Tel. 151 u . 1184 .

Deutsches LeseMi ler die hölieren Schnles
Herausgegeben unter Mitarbeit von Chr . Caselmann u . Dr . H . Ruppel

von Prof . Dr . Ernst Bender
Soeben erschien Band II (Untertertia — Untersekunda )

Ansgabe A (Prosa ) Ausgabe B (Mit Gedichtanhang ) '

G . Braun , Verlag , Karlsruhe in Baden , Karlfriedrichstraße 14 .
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